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(Nr. 14513.) Verordnung über die Zweite Anderung der Beſoldungsordnung. Vom 30. Januar 1940. 


Auf Grund des § 3 des Geſetzes über die Neufaſſung der Beſoldungsordnung vom 
16. November 1937 (Geſetzſamml. S. 125) wird folgendes verordnet: 


Sal 
Die Beſoldungsordnung für die planmäßigen Beamten der Preußiſchen Staatsverwaltung 
vom 11. Januar 1939 (Geſetzſamml. S. 7) in der Faſſung des Geſetzes vom 1. Auguſt 1939 (Geſetz⸗ 
ſamml. S. 93) wird wie folgt geändert: 
1. In der Beſoldungsgruppe A1 a werden 
„Waſſerbaudirektoren 
Strombaudirektoren“ 
geſtrichen. 
2. In der Beſoldungsgruppe A 2 b wird an Stelle von 
„Obereichungsdirektoren als beigeordnete Mitglieder der Phyſikaliſch⸗Techniſchen 
Reichsanſtalt“ 
geſetzt: „Oberregierungs- und -eichräte.”. 
3. In der Beſoldungsgruppe 4 2 61 wird 
a) hinter „Forſtmeiſter als Vorſtände beſonders bedeutungsvoller Forſtämter“ 
eingefügt: „Regierungs- und Vermeſſungsräte.“, 
b) an Stelle von „Eichungsdirektoren“ 
geſetzt: „Regierungs⸗ und Eichräte.“. 
4. In der Beſoldungsgruppe A 2 02 wird 
a) an Stelle von „Regierungs- und Vermeſſungsräte“ 
geſetzt: „Regierungs- und Vermeſſungsräte (k. w.). 
Regierungsvermeſſungsräte.“, 
b) hinter „Regierungs⸗ und Verſicherungsräte“ 
eingefügt: „Regierungseichräte.“. 
5. In der Beſoldungsgruppe A Ab 1 wird 
a) an Stelle von 
„Eichungsoberinſpektoren als Stellvertreter der Eichungsdirektoren“ 
geſetzt: 4 
„Eichoberinſpektoren ).“, 
b) hinter „Waſſerſtraßenoberinſpektoren“ 
eingefügt: „Oberförſter.“, 
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e) folgende Fußnote angefügt: 
„) Nur in den von dem Finanzminiſter und dem fachlich zuſtändigen Miniſter 
beſtimmten Stellen.“. 


6. In der Beſoldungsgruppe K 4 b 2 wird an Stelle von 
„Eichungsoberinſpektoren als Vorſteher des Eichamts in Frankfurt a. M. und des 
Haupteichamts in Berlin“ 
geſetzt: a 
„Eichoberinſpektoren als Vorſteher beſonders großer Eichämter.“. 

7. In der Beſoldungsgruppe A 4 % 1 wird an Stelle von 
„Eichungsinſpektoren als Eichamtsvorſteher“ 
geſetzt: . 

„Eichinſpektoren als Eichamtsvorſteher.“. 

8 In der Beſoldungsgruppe K 4% 2 wird 
hinter „Verwaltungsbauinſpektoren“ eingefügt: 
„Revierförſter.“. 

9. In der Beſoldungsgruppe K 4k wird 

a) unter den Jahresgrundgehaltsſätzen eingefügt: 
„(künftig wegfallend)“, ’ 
b) an Stelle von 
„Oberförſter ). 
Revierförſter.“ 
geſetzt: i 
„Oberförſter, ſoweit nicht in der Beſoldungsgruppe K 4 b 11). 
Revierförſter, ſoweit nicht in der Beſoldungsgruppe A 4 c .“. 
10. In der Beſoldungsgruppe A 7 a wird 
hinter „Erſte Fiſchmeiſter“ eingefügt: 
„Oberforſtwarte.“. 
11. In der Beſoldungsgruppe K 8 àa wird 
hinter „Moorverwalter“ eingefügt: 
„Forſtwarte.“. 


12. In der Beſoldungsgruppe A 9 wird an Stelle von 
„Unterförſter“ 2 
geſetzt: 
„Unterförſter (k. w.).“. 
13. In der Beſoldungsgruppe A 10 a wird 
a) hinter „Bühnenmaſchiniſten“ eingefügt: 
„Theaterhandwerker bei den Staatlichen Theatern“, 
p) in der Fußnote 3 hinter „Maſchiniſten“ eingefügt: 
„Theaterhandwerker,“. 
14. In der Beſoldungsgruppe A 10 b wird an Stelle von 
„Gruppenleiter 
Theaterwarte 
Beleuchter | 
Garderobiers bei den Staatlichen Theatern.“ 
Requiſiteure 
Statiſtenführer 
Statiſt 
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geſetzt: 
„Theaterwarte 
Statiſtenführer 
Statiſt | 
Thee ee bei den Staatlichen Theatern.“. 
ſoweit nicht in 
der Beſoldungs⸗ 
gruppe A 10 a 
15. In der Beſoldungsgruppe C1 werden die aufgeführten Beamten bis auf 
„Direktoren und Profeſſoren der Hochſchulen für Lehrerbildung und Lehrerinnen— 
bildung. 
Direktor des Berufspädagogiſchen Inſtituts.“ 
geſtrichen. 
16. In der Beſoldungsgruppe C2 werden die aufgeführten Beamten bis auf 
bei den Hochſchulen für Lehrerbildung und Lehrerinnenbildung. 
eee | bei dem Berufspädagogiſchen Inſtitut.“ 
und ferner die Fußnote 1 geſtrichen. 
17. In der Beſoldungsgruppe O3 werden die aufgeführten Beamten bis auf 
a bei den Hochſchulen für Lehrerbildung und Lehrerinnenbildung. 
d | bei dem Berufspädagogiſchen Inſtitut.“, 
ferner die Fußnote 2 und die nachrichtliche Anmerkung geſtrichen. 
18. Die Schlußbemerkung A Nr. 3, die Fußnote 1 zu den Schlußbemerkungen A, die Schluß— 
bemerkung B Nr. 2 und die Fußnote 1 zu den Schlußbemerkungen B werden geſtrichen. 
19. Die Schlußbemerkung A Nr. 8 erhält folgende Faſſung: 
„8. Planmäßigen Oberförſtern (Beſcr. A 4), Revierförſtern (Beſchr. A 4 4), Forſt⸗ 
ſekretären (Beſ r. K 4 f) und Unterförſtern (Bef®r. A 9) können zum Ausgleich für 
beſondere wirtſchaftliche Nachteile einzelner Stellen nichtruhegehaltfähige Stellen 
zulagen aus den dafür im Staatshaushaltsplan vorgeſehenen Mitteln gezahlt werden 
(künftig wegfallend).“. 
§ 2. 


(1) Es treten in Kraft 


mit Wirkung vom 1. Oktober 1938 die Anderungen im §1 Nr. 15, 16, 17 und 18, 
mit Wirkung vom 1. April 1939 die übrigen Anderungen. 


(2) Die nach Abſ. 1 erwachſenden Mehrausgaben können, ſoweit erforderlich, über die Anſätze 
des Haushaltsplans für das Rechnungsjahr 1939 hinaus geleiſtet werden. 


Berlin, den 30. Januar 1940. 


Der Preußiſche Finanzminiſter. 
Popitz. 


Gr. 14514) Verordnung zur Durchführung des § 21 des Gaſtſtättengeſetzes (Sperrverordnung). Vom 
14. Februar 1940. 


Auf Grund des 8 21 Abſ. 2 des Gaſtſtättengeſetzes vom 28. April 1930 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 146) 
in der Faſſung des Geſetzes zur Anderung des Gaſtſtättengeſetzes vom 9. Oktober 1934 (Reichs⸗ 
geſetzbl. 1 S. 913) wird für das Land Preußen folgendes beſtimmt: 
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Ss 1. 
() Unzuläſſig iſt, 
a) Erlaubniſſe für neu zu errichtende Gaſt- oder Schankwirtſchaften zu erteilen, 
b) Schankerlaubniſſe auf nicht zugelaſſene Arten von Getränken auszudehnen, 
e) Schankerlaubniſſe auf nicht zugelaſſene Räume auszudehnen. 


(2) Von dem Verbot des Abſ. 1 Buchſtabe e werden nur Ausdehnungen betroffen, bei denen die 
bisher zu Beherbergungs- oder zu Schankzwecken genutzten Räume um mehr als ein Drittel erweitert 
werden. Erweiterungen um nicht mehr als 25 qm fallen nicht unter das Verbot, auch wenn ſie mehr 
als ein Drittel der bisher zu Beherbergungs- oder zu Schankzwecken genutzten Räume betragen. Zu 
den Räumen im Sinne dieſer Vorſchrift rechnen auch unbebaute Flächen. a 


8 2. 

Zu einer Ausnahme von der Vorſchrift des § 1 bedarf die Erlaubnisbehörde der Genehmigung 
des Regierungspräſidenten (in Berlin des Polizeipräſidenten), es ſei denn, daß dieſer ſelbſt über 
die Erlaubnis entſcheidet. 

8 3. 


Die Genehmigung nach 82 iſt bei der Neuerrichtung von Gaft- oder Schankwirtſchaften nur 

zuläſſig, 

1. wenn eine neue Gaſt⸗ oder Schankwirtſchaft gleicher oder ähnlicher Betriebsart an Stelle 
einer vorhandenen durch den bisherigen Inhaber errichtet wird, ſofern in den bisherigen 
Räumen kein weiterer Schankbetrieb ſtattfindet, und die neuen Räume nicht um mehr 
als ein Drittel größer ſind, 

wenn eine Erlaubnis für eine Gaſt⸗ oder Schankwirtſchaft erloſchen iſt und für die 

gleichen Räume die gleiche Erlaubnis innerhalb von ſechs Monaten nach dem Erlöſchen 
der früheren Erlaubnis beantragt wird, 

3. wenn ſich durch das Fehlen von Gaſt- oder Schankſtätten augenſcheinliche Mißſtände 
ergeben haben 

a) in Orten, in denen ſich bisher keine Gaft- oder Schankwirtſchaften oder nur ſolche 
jüdiſcher oder ſonſt fremdblütiger Inhaber befanden, 

b) in Orten, in denen Garniſonen eingerichtet oder ftillgelegte Werke oder Werkteile 
wieder in Betrieb geſetzt oder andere Einrichtungen getroffen ſind, die die Betätigung 
größerer Menſchenmengen herbeiführen, 

e) in Orten, in denen durch größere Um- oder Neubauten die für die Beurteilung 
der Bedürfnisfrage weſentlichen Verhältniſſe eine erhebliche Veränderung erfahren 
haben, 

d) bei der Erſchließung neuen Baugeländes, insbeſondere bei der Anlage neuer 
Siedlungen, 

4. wenn eine Schankerlaubnis für eine Kantinenwirtſchaft in Anlagen beantragt wird, in 
denen — von beſonders gelagerten Ausnahmefällen abgeſehen — wenigſtens 200 Per⸗ 
ſonen ſtändig beſchäftigt oder wenigſtens 100 Perſonen ſtändig untergebracht ſind, ſofern 
der Kantinenbetrieb ſich auschließlich auf dieſen Perſonenkreis beſchränkt, 

5. wenn eine Schankerlaubnis für einen Betrieb beantragt wird, in dem keine alkohol⸗ 
haltigen Getränke ausgeſchenkt werden, - 

6. wenn eine Erlaubnis für eine Gaſt⸗ oder Schankwirtſchaft beantragt wird, die auf Grund 
eines Rechtsirrtums tatſächlich ſchon eine geraume Zeit ohne Erlaubnis betrieben 
worden iſt, 

7. wenn eine Erlaubnis für einen Gaft- oder Schankwirtſchaftsbetrieb beantragt wird, der 
für den Fremden- oder Ausflüglerverkehr von außergewöhnlicher Bedeutung iſt, 

8. wenn eine Schankerlaubnis für Vereine in eigenen oder angemieteten Räumen beantragt 
wird, ſofern der Ausſchank auf die Vereinsmitglieder und deren Gäſte beſchränkt bleibt, 


be 
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9. wenn die Erlaubnis für einen Gaſt⸗ oder Schankwirtſchaftsbetrieb beantragt wird, der 
lediglich auf Juden beſchränkt bleibt unter der Auflage, daß dieſe Beſchränkung durch 
deutlich lesbare Aufſchriften kenntlich gemacht wird, und daß kein deutſchblütiges Perſonal 
beſchäftigt werden darf. 

8 4. 


Bei der Ausdehnung beſtehender Erlaubniſſe auf nicht zugelaſſene Arten von Getränken dürfen 
Ausnahmen nur zugelaſſen werden, 
1. wenn der Betrieb auf Grund einer Erlaubnis mindeſtens vier Jahre ausgeübt worden 
iſt oder wenn 
2. eine der Vorausſetzungen des § 3 Ziffer 3, 4, 7 oder 8 nach Erteilung der bisherigen 
Erlaubnis eingetreten iſt. 
8 5. 


Für die Ausdehnung beſtehender Erlaubniſſe auf nicht zugelaſſene Räume gilt § 3 entſprechend. 


8 6. 
() Dieſe Verordnung tritt am 1. April 1940 in Kraft und am 1. April 1943 außer Kraft. 
(2) Die Verordnung vom 9. März 1938 (Geſetzſamml. S. 25) tritt am 1. April 1940 außer 
Kraft. 


Berlin, den 14. Februar 1940. 


Der Reichs- und Preußiſche Miniſter des Innern. 
Frick. 


(Nr. 14515.) Verordnung über die Einführung des preußiſchen Finanzausgleichsrechts im Memelland. 
Vom 20. Februar 1940. 
Auf Grund des § 25 des Preußiſchen Finanzausgleichsgeſetzes vom 10. November 1938 
(Geſetzſamml. S. 108) wird für das Rechnungsjahr 1939 folgendes verordnet: 


Zu Abſchnitt III des Geſetzes. 
Sl 
Die Kreisumlage im Memelland beträgt für die Gemeinden 50 vom Hundert der Schlüſſel⸗ 
zuweiſungen, für die Gutsbezirke 100 vom Hundert der Steuerkraftmeßzahl, die mit 20 vom Hundert 
der Ausgangsmeßzahl angenommen wird. 
§ 2. 


Die Provinzumlage im Memelland beträgt 10 vom Hundert der Schlüſſelzuweiſungen an die 
Gemeinden. 
Zu Abſchnitt V des Geſetzes. 
§ 3. 
Die Schlüſſelzuweiſungen an die Gemeinden des Memellandes betragen 40 vom Hundert 
der in Reichsmark ausgedrückten Ausgangsmeßzahl (S 11 Abſ. 2, 4 und § 12 des Geſetzes). 


Zu § 12 des Geſetzes und § 4 der DurchfVO. vom 10. November 1938. 
§ 4. 
(1) Die Zahl der Einwohner der Gemeinden des Memellandes iſt nach dem Ergebnis der 
litauiſchen Volkszählung von 1925 zu beſtimmen. 


(2) Die Zahl der Kinder unter 14 Jahren wird aus der Zahl der Schulkinder (von 6 bis 
14 Jahren) durch Vervielfältigung mit der Zahl 1,8 für jede Gemeinde errechnet. 
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Zu $ 16 des Geſetzes. 
§ 5. 


Der für die Schlüſſelzuweiſungen erforderliche Betrag wird dem Ausgleichsſtock entnommen. 


§ 6. 
Dieſe Verordnung tritt rückwirkend ab 1. Mai 1939 in Kraft. 


Berlin, den 20. Februar 1940. 


Der Reichs⸗ und Preußiſche 


Der Preußiſche Finanzminiſter. Miniſter des Innern. 
Popitz. In Vertretung: 


Pfundtner. 


(Mr. 14516.) Verordnung über die Veranlagung der Hauszinsſteuer im ehemals bremiſchen Gebiet 
Bremerhaven. Vom 24. Februar 1940. 


Auf Grund der Ermächtigung im $ 9 der Erſten Verordnung zur Durchführung der Vierten 
Verordnung über den Neuaufbau des Reichs vom 5. Februar 1940 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 292) wird 
mit Zuſtimmung der Reichsminiſter des Innern und der Finanzen verordnet: 


§ 1. 


In dem auf Preußen übergegangenen ehemals bremiſchen Gebiet Bremerhaven ſind mit 
Wirkung vom 1. April 1940 die Vorſchriften 


1. der Hauszinsſteuerverordnung vom 30. März 1938 (Geſetzſamml. S. 47) einſchließlich der 
Ergänzungsverordnung vom 24. September 1938 (Geſetzſamml. S. 96), 


2. der Verordnung über die Veranlagung der Ablöſungsgrundſtücke zur Hauszinsſteuer vom 
15. Dezember 1939 (Geſetzſamml. S. 119) 


mit der Maßgabe der folgenden Sondervorſchriften anzuwenden. 


Sondervorſchriften zur Hauszinsſteuerverordnung. 
Zu 8 2 der Hauszinsſteuerverordnung. 


82. 
Steuergegenſtand. ö 
Im § 2 Abſ. 2 und 3 der Hauszinsſteuerverordnung tritt an die Stelle des 31. März 1938 der 
31. März 1940. 
Zu $ 3 der Hauszinsſteuerverordnung. 
83. 
Steuerbefreiung. 
Die Vorſchrift im § 3 Abſ. 1 Satz 2 der Hauszinsſteuerverordnung findet keine Anwendung. 


Zu SS 4 bis 6 der Hauszinsſteuerverordnung. 
i § 4. 
Veranlagung zum 1. April 1940. 


(1) Für die erſtmalige Veranlagung nach Maßgabe dieſer Verordnung gelten die Vorſchriften 
der Abſ. 2 bis 5. 
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(2) Die Steuer wird in der Höhe weiter erhoben, die ſich aus der am 31. März 1940 auf Grund 
der bisherigen landesrechtlichen Vorſchriften geltenden Veranlagung ergibt. 

0 Soweit gegenüber der am 31. März 1940 geltenden Veranlagung Anderungen der im Ss 10 
Abſ. 1 und § 11 Abſ. 1 der Hauszinsſteuerverordnung genannten Art eingetreten ſind, iſt eine neue 
Veranlagung nach den Vorſchriften der SS 10 und 11 der Hauszinsſteuerverordnung durchzuführen. 
Für die neue Veranlagung ſind die Verhältniſſe zu Beginn des Kalenderjahrs 1940 maßgebend. 

(4) Soweit gegenüber der am 31. März 1940 geltenden Veranlagung Anderungen der im 812 
Abſ. 1 der Hauszinsſteuerverordnung genannten Art vor Beginn des Rechnungsjahrs 1940 ein⸗ 
getreten ſind und die Freiſtellung in den Fällen des § 12 Abſ. 1 Ziffern 1 und 2 der Hauszinsſteuer⸗ 
verordnung vor dieſem Zeitpunkt beantragt worden iſt, iſt die Steuer ab 1. April 1940 abzuſetzen. 

(5) Über die zu Beginn des Rechnungsjahrs 1940 in Kraft tretenden Veranlagungen iſt ein 
Beſcheid nur in den Fällen der Abſ. 3 und 4 zu erteilen. 


Sondervorſchrift zur Verordnung über die Veranlagung der Ablöſungsgrundſtücke. 
Zu $ 6 der Verordnung. 
§ 5. 
Steuerſatz. 
An die Stelle des im § 6 Abſ. 1 der Verordnung über die Veranlagung der Ablöſungsgrundſtücke 
vorgeſchriebenen Steuerſatzes tritt der Steuerſatz 5 vom Taufend. - 


Berlin, den 24. Februar 1940. 


Der Preußiſche Finanzminiſter. 
Popitz. 


Bekanntmachung. 
Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 (Geſetzſamml. S. 357) find bekanntgemacht: 


1. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 2. Januar 1940 
über die Verleihung des Enteignungsrechts an die Eiſen⸗ und Stahlwalzwerke Rötzel, K. G. 
in Breyell, zur Anlage eines Gleisanſchluſſes zu ihrem Betrieb 
durch das Amtsblatt der Regierung in Düſſeldorf Stück 3 S. 5, ausgegeben am 20. Januar 1940; 


2. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 2. Januar 1940 


über die Verleihung des Enteignungsrechts an das Hydrierwerk Scholven, Aktiengeſell— 
ſchaft in Gelſenkirchen-Buer, zum Bau einer Benzinleitung von der Benzingewinnungs⸗ 
anlage Scholven zum Rhein —Herne⸗Kanal (Stadthafen Herveſt-Dorſten) im Stadtkreis 
Gelſenkirchen und im Landkreis Recklinghauſen 

durch das Amtsblatt der Regierung in Münſter Stück 3 S. 7, ausgegeben am 20. Januar 1940; 


3. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 4. Januar 1940 


über die Verleihung des Enteignungsrechts an das Deutſche Reich (Reichsfiskus — Luft⸗ 
waffe —) für die Anlage des Schießplatzes Brüningſen in der Gemarkung Günne 


durch das Amtsblatt der Regierung in Arnsberg Stück 2 S. 3, ausgegeben am 13. Januar 1940; 


4. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 8. Januar 1940 
über die Verleihung des Enteignungsrechts an die „Neue Heimat“ Gemeinnützige 
Wohnungs- und Siedlungsgeſellſchaft der Deutſchen Arbeitsfront im Gau Süd⸗Hannover⸗ 
Braunſchweig, G. m. b. H. in Hannover, für das Bauvorhaben „DAF.⸗Stadt Hannover⸗ 
Stöcken“ 
durch das Amtsblatt der Regierung in Hannover Stück 5 S. 14, ausgegeben am 3. Februar 1940; 
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der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 10. Januar 1940 


über die Verleihung des Enteignungsrechts an die Stadt und das Amt Plettenberg für die 
Errichtung einer Schweinemaſtanſtalt in der Gemarkung Ohle 


durch das Amtsblatt der Regierung in Arnsberg Stück 3 S. 5, ausgegeben am 20. Januar 1940; 


* 


6. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 11. Januar 1940 


über die Verleihung des Enteignungsrechts an das Deutſche Reich (Reichsfiskus — Heer —) 
für Reichszwecke in der Gemarkung Obershagen i 


durch das Amtsblatt der Regierung in Lüneburg Stück 4 S. 8, ausgegeben am 27. Januar 1940; ° 


7. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 18. Januar 1940 


über die Verleihung des Enteignungsrechts an die Firma Zander u. Opitz in Berlin zur 
Erweiterung des Betriebs der Firma 


durch das Amtsblatt für den Landespolizeibezirk Berlin Stück9 S.25, ausgegeben am 31. Januar 1940. 


Die amtlich genehmigte 


ſcinbanddecke 


zur Preußiſchen Geſetzſammlung 


Jahrgang 1939 


liegt vor. für die Jahrgänge 1920-1938 find noch Beſtände der Ein- 
banddecken vorhanden. 


deeis 1,35 RM (dazu 30 Pf. Derfandfpefen = 1,65 AM) 
Don den Jahrgängen 1920-1939 hält der Derlag in die amtlich genehmigte Einband- 


decke gebundene Stücke vorrätig. 


Don den Kauptfachverzeichniffen 18841913 und 19141995 find noch Beſtände vorhanden, 
die zu dem ermäßigten Preife von 1,- bzw. 2,- AM verkauft werden. 


Das Hauptfachverzeichnis 1996/35 kann zum Preife von AM 3,- für das geheftete und 
RM 6,- für das gebundene Stück geliefert werden. 


Bezug durch den Buchhandel oder unmittelbar vom Derlag. 


R. v. Decker's Verlag, 6. Schenck, Berlin W 15, Lietzenburger Str. 51 
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